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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Keppelmüller und Genos­
sen haben am 14. 10. 1992 an mich eine schriftliche Anfrage 
mit der Nr. 3617/J betreffend PVC-Verbot gerichtet, die fol­
genden Wortlaut hat: 

1. Ist die Behauptung der PVC und Umwelt Kommunikations GmbH 
richtig, daß die Umweltministerin die Initiative gegen PVC 
fallengelassen hat? 

2. Wenn nicht, wann ist mit einer PVC-Verbotsverordnung für 
Wegwerfprodukte und Kinderspielzeug entsprechend den Ent­
schließungen des Nationalrates aus dem Jahr 1990 endlich 
zu rechnen? 

ad 1 

Diese Behauptung ist nicht richtig. 
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ad 2 

Die Verordnung über Verbote und Beschränkungen von Polyvi­
nylchlorid (PVC) habe ich am 23. September 1991 genehmigt und 
anschließend dem Bundesministerium für wirtschaftliche Ange­
legenheiten übermittelt, da sowohl aufgrund des Chemikalien­
gesetzes als auch des Abfallwirtschaftsgesetzes die Herstel­
lung des Einvernehmens mit dem dortigen Bundesminister erfor­
derlich ist. 

Nach erfolgter Einvernehmensherste~fung wird die Verordnung 
unverzüglich kundgemacht. ~ .. 
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